
Straßen und Verkehr in Höhe von
370 Millionen folgt der Gesund-
heitsbereich - dort ressortieren psy-
chiatrische Versorgung und Heil-
pädagogische Heime  mit 143 Mil-
lionen, Unterhaltung und Ausbau
der 43 LVR-Schulen mit 102 und die
Jugendhilfe mit 92 Millionen DM.
Für die regionale Kultur sind rund
106 Mio ausgewiesen. Sprecher
der vier Fraktionen betonten die
Verantwortung des LVR für die In-
tegration behinderter Menschen in
die Gesellschaft.

CDU: Repräsentanz 
in der Region

Für die CDU nahm Fraktionsvorsit-
zender Paul Heidrich  (Mülheim/

LVR repor tLVR repor t
Informationen des Landschaftsverbandes Rheinland

LVR reichte
Klage ein

Köln. - Der LVR hat beim Verfas-
sungsgerichtshof Münster Verfas-
sungsbeschwerde gegen die Ver-
staatlichung des Straßenbauver-
waltung eingereicht. Er sieht in der
im „Zweiten Gesetz zur Moderni-
sierung von Regierung und Ver-
waltung“ vorgesehenen Verstaatli-
chung der Straßenbauverwaltung
einen unzulässigen Eingriff in das
durch Artikel 78 der Landesverfas-
sung geschützte Recht der kom-
munalen Selbstverwaltung.

Haus erinnert an
Johannes Horion

Köln. - Der bisher namenlose Neu-
bau des LVR an der Hermann-
Pünder-Straße in Köln-Deutz erin-
nert künftig an den letzten Lan-
deshauptmann des Rheinischen
Provinzialverbandes, Dr. Johannes
Horion (1876-1933). Horion gilt
als der „Vater der Kriegsbeschä-
digtenfürsorge“ und hatte einen
Namen als Anwalt der Schwachen
und Armen.    ja
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Paul Heidrich (CDU):  
Künftig sechs Schwerpunkte

Harry Voigtsberger (SPD): 
Hoffnung auf gemeinsame Lösung

Andrea U. Asch (Bündnis 90/
Die Grünen): Rückschritt droht

Bernd Paßmann (F.D.P.): 
Risiken für die Finanzplanung

Landschaftsversammlung verabschiedete ausgeglichenen Haushalt

LVR senkt die Umlage der Städte und Kreise
Köln. -  Einstimmig beschloss die
Landschaftsversammlung Rheinland,
den „Mitgliedsbeitrag“ der 14 kreis-
freien Städte und 13 Kreise der Regi-
on um 0,5 auf 16,7 Prozentpunkte zu
senken. Damit werden die Haushalte
der  Mitgliedskörperschaften um ins-
gesamt 100 Mio DM entlastet.Gegen
die Stimmen von Bündnis 90/Die Grü-
nen verabschiedete der „Rheinische
Rat“ die Haushaltssatzung des LVR.

Der Haushaltsplan 2000 umfasst
rund 5,7 Milliarden DM im Ver-

waltungs- und 1,2 Milliarden im
Vermögenshaushalt. Überörtliche
Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge
schlagen allein mit 4,3 Milliarden zu
Buche. Nach den Ausgaben für

Ein echter Retter in der Not
Köln. - Einen Urlaubsstart mit Hinder-
nissen erlebten neun Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Gemeinnützigen
Werkstätten Köln: Angeblich sollte
ihr Flugticket nicht bezahlt sein. Ein
Kölner Taxifahrer rettete den Start in
die Türkei.

Der Kölner Taxiunternehmer
Heinz-Otto Deckers fährt seit

drei Jahrzehnten Behinderte, auch
für den LVR. Er hat „ein Herz für
die Schwächeren“, hat sich schon

oft engagiert und ist für viele sei-
ner Fahrgäste „so etwas wie Vater-
Ersatz“ auf den täglichen Pendel-
fahrten zwischen Wohnung und
Einrichtungen. Viele seiner tägli-
chen Gäste hat er von Klein an
heranwachsen sehen.
Deckers hatte die neun Behinder-
ten und ihre beiden Begleiter zum
Düsseldorfer Flughafen gefahren.
Am Schalter erfuhr er vom Missge-
schick: Die Tickets wurden nicht
frei gegeben! Deckers hängte sich

ans Telefon und telefonierte so lan-
ge, bis der Reiseveranstalter die
Tickets frei gab, weil Deckers einen
Scheck über 11 542 DM hinterlegte!
Der Direktor des Landschaftsver-
bandes Rheinland, Ferdinand Esser,
dankte Heinz-Otto Deckers ganz
offiziell für seinen vorbildlichen
Einsatz. Deckers will nicht nachlas-
sen in seinem Engagement. Für ihn
ist der schönste Lohn, wenn seine
behinderte Freunde ihn mit „da
kommt der liebe Otto“ begrüßen.

Integrationsfirmen: Damit würden
„Werkstätten für Behinderte 1.
und 2. Klasse“ entstehen. Dem
Ziel des Gesetzes entgegengerich-
tet sei auch die alleinige Beauftra-
gung der Bundesanstalt für Arbeit
mit der Vermittlung und Siche-
rung von Arbeitsplätzen für
Schwerbehinderte. Die Integrati-
onsfachdienste der Hauptfürsor-
gestellen - hervorragend bewähr-
te Instrumente - seien flächen-
deckend zu beteiligen.        M.H.

Einstimmig appellierte die Land-
schaftsversammlung Rheinland

an die Bundesregierung, den Ent-
wurf eines Gesetzes zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit Schwer-
behinderter in mehreren Punkten
zu ändern. Im Zentrum der Kritik
steht die vorgesehene Senkung
der Pflichtquote von bisher sechs
Prozent der Arbeitsplätze auf fünf
Prozent. Eine Verschlechterung
sieht der LVR außerdem in der ge-
planten Form der Förderung von

Werkstätten für Behinderte

Keine 1. oder 2. Klasse

Fortsetzung auf S. 3

Rheinland. - Innenminister Fritz
Behrens hat den LVR-Haushalt
2000 gebilligt und gelobt: Die Um-
lagesenkung auf 16,7 Prozent führe
zu einer „erfreulichen Entlastung
Ihrer Mitgliedskörperschaften.“
Landesdirektor Ferdinand Esser
versicherte bei der Bekanntgabe
des Ministererlasses: “Der LVR wird
auch in Zukunft im Interesse sei-
ner Mitgliedskörperschaften an
diesem Kurs festhalten.“

Lob vom 
Innenminister
für den LVR

beim Landesverfassungsgericht.
Ausdrücklich dankten die Fraktio-
nen der Verwaltung, an ihrer Spit-
ze Landesdirektor Ferdinand Es-
ser, für den unermüdlichen und
kompetenten Einsatz, der verhin-
dern konnte, „dass die Land-
schaftsverbände ein Fall für die
Geschichtsbücher wurden.“  M.H.

A lle Fraktionssprecher wandten
sich gegen den Beschluss des

Landtags NW, den Straßenbau zu
verstaatlichen. „Modernes Raubrit-
tertum“ und „kalte Enteignung“
hieß es zur vorgesehenen Aneig-
nung kommunalen Vermögens
durch das Land. Einhellig unter-
stützt wurde die Klage des LVR

Landschaftsversammlung:

„Nein“ zur Verstaatlichung 
des Straßenbaus

„Im Interesse der Bürger“

RP Köln und LVR
an einem Tisch

Brauweiler. - Kennenlernen, austau-
schen, Probleme gemeinsam lösen: Das,
so Landesdirektor Ferdinand Esser, sei
Ziel gemeinsamer Gespräche zwischen
LVR und den Bezirksregierungen Köln
und Düsseldorf. Der neue Dialog begann
mit einer Einladung an den Regierungs-
präsidenten Köln, Jürgen Roters, und
dessen Abteilungsleiter in die Abtei
Brauweiler. Den LVR vertraten Verwal-
tungschef Esser und die Dezernenten.

Schnell fand man zur Diskussion
von Fachfragen, die staatliche

Behörde und Kommunalverband
gleichermaßen berühren. Um ver-
besserte Zusammenarbeit bei der
Stau-Vermeidungs-Strategie auf
Autobahnen ging es, um die unter-

schiedlichen Aufgaben im Denk-
malschutz, die Kooperation zwi-
schen Jugendhilfe und Schule und
um die Beschäftigung Schwerbe-
hinderter im öffentlichen Dienst.
Über die Auswirkungen des 2. Mo-
dernisierungsgesetzes des Landes -
Verstaatlichung des Straßenbaus -
waren sich die Gesprächspartner
einig: Um die zahlreichen Finanz-
und Personalfragen, die im Gesetz
offenblieben, gerecht zu lösen,
müssen Land, Bezirksregierungen
und LVR sofort an einen Tisch.
Gastgeber Esser fasste den Ein-
druck der Runde zusammen: „Wir
müssen weiter Kontakt halten,
denn wir arbeiten alle im Interesse
der Bürger.“                         M.H.

LVR und „Aktion Mensch“

Kooperation auf breiter Basis
Bonn. - „Aufgrund unserer Aufga-
benstellung ergibt sich eine enge
Zusammenarbeit unserer Fachbe-
reiche mit den Verbänden; beson-
ders viele Berührungspunkte und
Gemeinsamkeiten verbinden uns
mit der Aktion Mensch“: So Lan-
desdirektor Ferdinand Esser zur
Einweihung des neuen Verwal-

tungsgebäudes der Aktion in
Bonn. Sowohl LVR als auch die
Aktion Mensch verfolgen „alle
Wege, die zur Integration Betroffe-
ner in die Gesellschaft führen“,
sagte Esser. Dabei spielen gemein-
denahe Wohn- und Beschäftigungs-
angebote eine wichtige Rolle. Das
Betreute Wohnen im Rheinland

Ein historisches Treffen am historischen Ort: Regierungspräsident
Jürgen Roters und LVR-Direktor Ferdinand Esser in Brauweiler.

Foto:Ströter

Die eindrucksvollen Plakate der „Aktion Mensch“ haben auch Einzug
beim LVR gehalten.

Wettbewerb ein großer Erfolg

800 Comics gegen
Gewalt im Alltag

Rheinland. - An die Stifte, fertig, los!
Ende letzten Jahres hatten der LVR
und die Schulabteilungen der Bezirks-
regierungen Köln und Düsseldorf
Schülerinnen und Schüler im Rheinland
zu dem Wettbewerb „Comics gegen
Gewalt“ aufgerufen. 

M it rund 800 eingesandten Ar -
beiten war die Resonanz

überwältigend und so fiel es der
Jury schwer, aus allen Einsendun-
gen die zehn besten zu ermitteln.
Der Vorsitzende der Landschafts-
versammlung Rheinland, Winfried
Schittges MdL, und der Leiter des
LVR-Jugenddezernates, Markus
Schnapka, überreichten den Siege-
rinnen und Siegern ihre Preise und
Urkunden bei einer Feier im Hori-
on-Haus des LVR.
Das Jugendtheater „Comic-ON“ aus
Köln stimmte mit seiner Auffüh-
rung „Durchgeknallt“ ausdrucks-
stark und auch schonungslos in
das Thema „Gewalt im Alltag“ ein
und regte ebenso wie die ansch-
ließend prämierten Comics zum
Nachdenken an. 
Die Werke der Jugendlichen reich-

ten vom 28 Seiten starken Schwarz-
Weiß-Comic über Gewalt und
Gruppenzwang innerhalb einer
Schüler-Clique bis hin zu symboli-
schen Zeichnungen, wie z.B.
Strichmännchen mit einem Knüp-
pel als Kopf und dem treffenden
Titel „Gewalt ist kopflos“. 
Der 16-jährige Maurice Vink aus
Kevelaer gewann den ersten Preis.
Sein professionell und ausdrucks-
stark gezeichneter Comic „Neulich
im Regenwald“ illustriert nicht die
übliche Gewalt, sondern die ge-
genüber der Natur. „Das Thema
Gewalt wird mit Witz, Ironie und
hoher Sensibilität behandelt“, so
das Urteil der Jury. Winfried Schitt-
ges: „Der Comic fordert auf, sich
mit dem Thema auseinander zu
setzen und nachzudenken, ob auch
dies bereits Gewalt ist“. 
Die Comics werden vervielfältigt,
gebunden und an die Schulen im
Rheinland, Wohlfahrtsverbände und
Institute in NRW verschickt. „Näch-
stes Jahr wiederholen wir den Wett-
bewerb und hoffen auf noch mehr
Teilnehmer“, kündigte Winfried
Schittges an.   Melanie Eulenhöfer

Einer von vielen Comics, die keiner Erläuterung bedürfen.

1.9. 9.30 Rechnungsprüfungsausschuss
7.9.   9.30 Umweltausschuss

(Jugendhof 
Rheinland, Königswinter)

11.9. 9.30 Sozialausschuss
13.9. 8.30 Vergabeausschuss
13.9. 9.30 Finanz- und 

Wirtschaftsausschuss
18.9. 9.30 Ausschuss für Personal 

und allgemeine 
Verwaltung

21.9. 10.15 Landschaftsausschuss
22.9. 9.30 Krankenhausausschuss 3

(Rheinische 
Kliniken Mönchengladbach)

26.9.    9.30 Krankenhausausschuss 2
(Rheinische Kliniken 
Langenfeld)

27.9. 9.30 Kulturausschuss
27.9. 10.00 Krankenhausausschuss 4 

(Rheinische Kliniken 
Bedburg-Hau)

28.9. 9.30 Krankenhausausschuss 1
(Rheinische Kliniken Düren)

29.9. 9.30 Gesundheitsausschuss

Ausstellungen
des LVR

im Rheinland
■ Landeshaus des LVR, 

Köln-Deutz

Fotografieausstellung 
„100 Jahre Tokio“
15.9. bis 15.10.

■ Rheinisches 

Industriemuseum

Bergisch Gladbach

Sonderausstellung 
„Papier macht’s möglich“ 
ab 6.9.

Euskirchen        Neueröffnung!

Dauerausstellung Tuchfabrik Müller
ab 16.9.

Engelskirchen

Sonderausstellung „Frau in Weiß“
bis 24.9.

Oberhausen

„Ruhrgebietsvisionen“
bis 15.10.

Solingen

„Geschichte des Taschenmessers“
ab 25.9.

■ Rheinisches Freilichtmuseum

Kommern

„Von Tüten und Blasen“ - 
Geschichte und Aspekte der Papier-
und Folienverarbeitung
bis 31.12.

■ Schloss Augustusburg, Brühl

„Der Riss im Himmel - 
Clemens August und seine Epoche“
bis 1.10.
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I M P R E S S U M

fördert die Aktion Mensch jährlich
mit etwa 2,5 Mio DM.
Erst vor rund einem Jahr umbe-
nannt (früher: Aktion Sorgenkind),
hat die traditionsreiche Lotterie zu-
gunsten von Menschen mit Behin-
derungen ihre Aktivitäten kräftig
ausgeweitet. Drei Impuls-Förder-
programme - Hilfen zur berufli-
chen Eingliederung, Förderung so-
zial benachteiligter Kinder und Ju-
gendlicher und Basishilfen für Ost-
europa - ergänzen die bisherigen
Kampagnen. Alle Fäden der weit-
verzweigten Organisation laufen
zusammen  im neuen Verwaltungs-
gebäude an der Bonner Holbein-
straße, das jetzt offiziell eingeweiht
wurde.
Haltbare Fäden knüpften  LVR und
die Aktion Mensch bereits mit der
Zusammenarbeit bei der Veranstal-
tung „Tag der Begegnung“ 2000
im Archäologischen Park Xanten.
Jetzt sollen  weitere Kooperations-
Projekte folgen.                     M.H.

Ruhr) Stellung mit sechs Schwer-
punkten künftiger Arbeit: In der
Kulturpolitik werde die weitere Be-
teiligung des LVR an Stiftungen die
„Verbundenheit mit der Region de-
monstrieren“. Die Form der Stiftung
sei das „zukunftsweisende Instru-
ment“ zur Förderung kultureller
Projekte; gleichzeitig müsste behin-
derten Menschen die Teilnahme an
Kultur geboten werden. 
Große Bedeutung habe in der Ge-
sundheitspolitik die Erhaltung von
Substanz in den Rheinischen Klini-
ken. Das Programm solle aus
Grundstückverkäufen finanziert
werden: „Vermögen zur Erhaltung
von Vermögen“. Die Dezentralisie-
rung solle weitergehen, wenn dies

medizinisch sinnvoll und wirt-
schaftlich vertretbar sei. 
Den Ausbau Sozialpsychiatrischer
Zentren und des Betreuten Woh-
nens nannte Heidrich als vordring-
liche Ziele der Sozialpolitik. Um
weitere Wohnheimplätze zu schaf-
fen, müssten alle Fördermöglich-
keiten von Bund und Land genutzt
werden. In der Schulpolitik setzte
sich die CDU für ständige Verbes-
serungen ein; dazu gehöre auch
die Integration, sofern sie nicht auf
dem Rücken der Kinder geschehe.
Zur Umweltpolitik erklärte Hei-
drich, gegenüber den ökologi-
schen würden künftig die ökono-
mischen und sozialen Aspekte ver-
stärkt. Schließlich forderte er zur

Medienpolitik: „Wir müssen das
Netzwerk ‘Landschaftsverband’
besser verdeutlichen.“

SPD: Umsichtige 
Finanzpolitik

Dank umsichtiger Finanzpolitik in
der vorherigen Amtsperiode sei
der Haushalt ausgeglichen, und
trotz der Umlagesenkung gebe es
finanziellen Gestaltungsraum: So
Harry Voigtsberger (Aachen), Vor-
sitzender der SPD-Fraktion. Die
günstige Umwandlung von RWE-
Namensaktien in Stammaktien habe
Erträge erbracht, ohne die im Jahr
2000 die Umlage hätte erhöht wer-
den müssen. Die Sozial- und Kul-
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Bernd Paßmann

Für die F.D.P.

Landschaftsversammlung einen
Beitrag zur Entlastung der Haus-
halte der Mitgliedskörperschaften
geleistet. Die neuerliche Senkung
der Landschaftsumlage bedeutet
für die 27 kreisfreien Städte und
Kreise im Rheinland eine Ein-
sparung von immerhin fast 100
Mio. DM und entlastet auch die
kreisangehörigen Städte und Ge-
meinden, wenn die Kreise  ihrer-
seits die Kreisumlage entspre-
chend absenken. Diese Entlastung
war nur durch die Fortsetzung des
konsequenten Sparkurses beim
LVR möglich: Der Verwaltungs-
haushalt bleibt nämlich bei einem

Gesamtvolumen von 5,7 Milliarden
DM auf dem Stand des Vorjahres.
Aus der Sicht der F.D.P.-Fraktion
birgt der LVR-Haushalt allerdings
auch Risiken, die strukturbedingt
sind: 60% aller Ausgaben des Ver-
waltungshaushalts entfallen auf die
Sozialhilfe. Wenn die Fallzahlstei-
gerungen in der Eingliederungs-
hilfe für behinderte Menschen
wieder frühere Zuwachsraten er-
reichen, droht dem Haushalt ein
Fehlbetrag. Das Risiko bleibt aber
angesichts der mit dem 2. Verwal-
tungs-Modernisierungsgesetz be-
schlossenen Verlagerung der Hilfe
zur Pflege  auf die örtlichen Träger

Wenn ein Haushalt ausgegli-
chen ist, wenn zudem die

Landschaftsumlage, mit der die
rheinischen Städte und Kreise die
Aufgabenerfüllung des LVR etwa
zur Hälfte finanzieren, erneut  um
0,5 %-Punkte gesenkt werden kann,
hat man allen Grund, einem Etat
zuzustimmen.
Diese Auffassung teilten CDU-,
SPD- und F.D.P.-Fraktion, als sie
im Juni den LVR-Etat 2000 verab-
schiedeten. Die Senkung der Land-
schaftsumlage auf 16,7% (Vorjahr:
17,2%) wurde sogar einstimmig
beschlossen.
Damit haben alle Fraktionen der

Ja zur Senkung der Umlage!

Für BÜNDNIS 90
DIE GRÜNEN

Grüne für gerontopsychiatrische Pflege - CDU blockiert

Martin Kresse

den letzten Jahren und der guten
Unterstützung der Verwaltung,
hier besonders des Kämmerers,
war es für uns folgerichtig, auch
als Opposition dem Haushalt 2000
zuzustimmen.
Hinzu kommt, dass wir abgesehen
von wenigen Einzelmaßnahmen un-
sere Anliegen mit einbringen konn-
ten. Beim 2000er Haushalt konnte
die CDU ohne eigenes Zutun von
dieser Morgengabe profitieren.
Die breite Zustimmung zu dem
Haushalt und der Beschluß, die
Umlage zu senken, sind für das
zukünftige Miteinander zwischen
den Mitgliedskommunen und dem
LVR wichtige vertrauensbildende

Am 7. Juni 2000 haben wir dem
Haushalt 2000 zugestimmt. Das

fiel der SPD-Fraktion leicht, han-
delt es sich doch noch weitgehend
um die Ergebnisse unserer politi-
schen Arbeit der letzten Jahre.
Nur durch unsere solide Haus-
haltspolitik, das verantwortungs-
volle Handeln mit den Beteiligun-
gen, wurde die Senkung der Um-
lage möglich.
Wenn es die CDU auch heute
nicht mehr wissen will, seit 1993
hat sie immer wieder mit Anträgen
versucht, die RWE-Aktien kom-
plett zu verkaufen. Wir haben die-
ses jeweils abgelehnt. Dadurch
haben wir den LVR vor einem

Schaden von 310 Mio DM be-
wahrt.
Aus der Umwandlung der RWE-
Namensaktien erzielte der LVR
eine Einnahme von 220 Mio DM.
Diese Beträge konnten in 1999
und 2000 zur Schließung der Aus-
gabenlücken eingesetzt werden.
Auch bei der Frage, wie gehen wir
mit unserem Anteil an der Provin-
zial-Versicherung um, haben wir
uns dem vorschnellen Veräuße-
rungswillen der CDU widersetzt.
Nach hartem Ringen mit dem
Rheinischen Sparkassen-Girover-
band und unseren Freunden in
Rheinland-Pfalz wurde die Eini-
gung über den Geldwert der Ge-

währträgerschaft erreicht. Bei dem
monatelangen Ringen um eine
einvernehmliche Lösung, die den
Provinzial-Versicherungsanstalten
eine Zukunftschance eröffnete und
dem LVR einen Anteil von rund
400 Mio DM brachte, hat sich be-
sonders unser Fraktionsvorsitzen-
der Harry Voigtsberger große Ver-
dienste erworben.
Durch die von der SPD einge-
brachte Stiftungslösung haben wir
erreicht, dass die Erlöse nicht ver-
frühstückt wurden, sondern für
zukünftige wesentliche Aufgaben
eingesetzt werden können.
Bei diesen Vorleistungen unserer
Haushaltspolitik mit Augenmaß in

Klaus Brausch

Für die SPD

ab dem Jahr 2001 kalkulierbar,
wenngleich die daraus resultieren-
de und von den Mitgliedskörper-
schaften erwartete Umlagesen-
kung dann geringer ausfallen
wird. 
Erfreulich war, dass sich alle Frak-
tionen in ihren Haushaltsreden
noch einmal gegen die Verlage-
rung des Straßenbaus in staatliche
Trägerschaft und für die Be-
schwerde beim Verfassungsge-
richtshof aussprachen. Die dem
Ziel des 2. Verwaltungs-Moderni-
sierungsgesetzes zuwider laufen-
de Schwächung der kommunalen
Selbstverwaltung und die kalte

ben, bedeutende Kulturgüter den
Bürgerinnen und Bürgern zugäng-
lich zu machen. Ein erster Schritt
in diese Richtung ist getan mit der
Beteiligung an den Stiftungen
Schloss Dyck (1,5 Mio. DM),
Schloss und Park Benrath (1,5 Mio.
DM), Museum Kurhaus Kleve (1,5
Mio. DM), Zollverein Essen (1 Mio.
DM) und Museum Textilscheune
Nettetal-Hinsbeck (0,5 Mio. DM).
Der LVR wird auch künftig die ihm
zur Verfügung stehenden GFG-
Mittel entsprechend einsetzen -
vorausgesetzt, das Land stellt sie
nach wie vor zur Verfügung. Die
neue Landesregierung wird zeigen
müssen, ob sie ihrem selbst propa-

Zuerst waren der Auf- und Aus-
bau der Großprojekte Freilicht-

museum Kommern und des Ar-
chäologischen Parks Xanten ange-
sagt, dann des Rheinischen Indu-
striemuseums mit seinen Außen-
stellen, des Bergischen Freilichtmu-
seums und der Um- und Ausbau
des Rheinischen Landesmuseums -
Projekte links wie rechts des Rheins.
Jetzt gilt die Kulturpolitik der neu-
en Mehrheit in der Landschaftsver-
sammlung in enger Kooperation
mit den Städte und Kreisen der ge-
samten Region Rheinland, der kul-
turgeschichtlich bedeutsamsten Re-
gion Deutschlands. Die CDU-Frak-
tion wird neue Akzente setzen.

Die Römer haben  das Rheinland
geprägt, die Franzosen und die
Preußen nicht minder - keine ande-
re Region in Europa war schon „eu-
ropäisch“, als noch niemand an das
moderne Europa dachte, geschwei-
ge denn an einen Begriff wie „Glo-
balisierung“. Das Rheinland hat eu-
ropäische Geschichte geschrieben.
Darauf müssen wir uns besinnen,
daran müssen wir andere erinnern.
Erfolgreiche Ausstellungen wie in
Prag haben gezeigt, dass die kultu-
relle Bedeutung des Rheinlandes
über dessen Grenzen hinaus be-
kannt und im Bewusstsein der Part-
ner ist.
Die Präsentation des Rheinlandes

im Ausland bedeutet Standortmar-
keting, bedeutet Tourismusförde-
rung und beinhaltet eine nicht zu
unterschätzende soziale Kompo-
nente.
Gegenüber den Städten und Krei-
sen ist mehr Partnerschaft ange-
zeigt. Es ist an der Zeit, aus dem
großen Fundus des Landschafts-
verbandes zu schöpfen und öffent-
lich zu zeigen, über welche Schät-
ze zum Beispiel die LVR-Archäolo-
gen verfügen - vor Ort, dort, wo
die Schätze her stammen.
Vor allem aber gilt es, die Kommu-
nen dort zu unterstützen, wo nicht
selten die Restfinanzierung fehlt,
um schlummernde Schätze zu he-

Neue Chancen für die regionale Kultur

Frank Boss

Für die CDU

E ine Anhörung des Sozialaus-
schusses im März hat gezeigt: in

den Altenpflegeheimen sehen wir
immer häufiger verwirrte alte Men-
schen und bemühte, aber z.T. zu-
nehmend überforderte Mitarbeiter.
Folge: Vernachlässigung, Menschen-
rechtsverletzungen und Gewalt in
der Pflege.
Wir fordern den Bundesgesetzge-
ber auf, den Pflegebegriff zu er-
weitern, damit auch gerontopsy-
chiatrisch veränderten alten Men-
schen angemessener durch die
Pflegeversicherung geholfen wer-
den kann. Und die neue Bundes-
regierung hat auch schon gehan-
delt und die Leistungen für Ta-

ges- und Nachtpflege angehoben.
Aber auch der LVR muss und kann
handeln: Einen Ansatzpunkt bietet
das Landesärztesystem. Durch die
Beratungs- und Fortbildungsange-
bote der Landesärzte konnte die
Qualität der Pflege von geronto-
psychiatrisch veränderter Men-
schen in inzwischen ca. 150 Pfle-
geheimen deutlich verbessert wer-
den. Ihre Arbeit hat dazu beigetra-
gen, dass verwirrte alte Menschen
eine bessere und angemessene
Pflegestufe erhalten. Für die Hei-
me bedeutet dies, sie erhalten
mehr Personal und können die
Pflege optimieren. Wir haben des-
halb beantragt, dass dieses System

flächendeckend eingeführt wird.
Die Sozialhilfeträger müssen ne-
ben diesen sozialpolitischen Grün-
den auch aus finanzpolitischer
Verpflichtung heraus handeln. Die
Pflegeversicherung war nie als
Vollkaskoversicherung geplant,
immer muss von privater oder öf-
fentlicher Seite zugezahlt werden.
Und immer sichert das individuelle
Bedarfsdeckungsprinzip den Rechts-
anspruch auf Hilfe zur Pflege nach
§ 68 BSHG. Bei Verabschiedung
der Pflegeversicherung wurde im
Vermittlungsausschuss vereinbart,
dass rund die Hälfte der Eins-
parungen wieder in den Bereich
der Pflege investiert werden sol-

len. Die örtlichen und der überört-
liche Sozialhilfeträger sparen rd.
1.350 Mio. DM im Rheinland, die
neuen Aufgaben berücksichtigt
sparen die Sozialhilfeträger schließ-
lich saldiert über 850 Mio. DM
jährlich. Bündnis 90/Die Grünen
haben Anträge zur Verbesserung
der Situation in Pflegeheimen ge-
stellt. Die CDU lehnte ab und ver-
weigerte Weiterentwicklungen, sie
wollte so den Druck auf den Bun-
desgesetzgeber erhöhen.
Im Herbst kommt es zu Ge-
sprächen mit den kommunalen
Spitzenverbänden. Da wird sich
zeigen, ob die CDU wie in der An-
hörung des Sozialhilfeausschusses
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Vernunft hat sich ausgezahlt

gierten Ruf treu bleibt, kommunal-
freundlich zu sein. 
In der CDU-Fraktion der Land-
schaftsversammlung Rheinland je-
denfalls haben die Kommunen
auch in Zukunft einen verlässli-
chen Partner.
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Rheinland. - Am 10. September findet
in der Bundesrepublik zum achten
Male  der „Tag des offenen Denk-
mals“ statt. Die europaweite Veran-
staltung ist inzwischen zum Klassiker
geworden: einmal im Jahr werden
Denkmäler, die sonst nicht allgemein
zugänglich sind, geöffnet und durch
Führungen und bunte Rahmenpro-
gramme „erlebbar“ gemacht.

Im ganzen Rheinland öffnen
Kommunen, Kirchen und Privat-

leute ihre denkmalgeschützten
Objekte. Allein der Stadtkonserva-
tor Köln bietet 84 Führungen und

Rundgänge durch besondere Denk-
malanlagen an.
Der LVR lädt  an diesem Tag in die
alte Synagoge in Titz-Rödingen
ein. Der Gebäudekomplex stammt
aus dem 19. Jahrhundert und be-
steht aus einem Wohnhaus mit Ne-
bengebäude und der eigentlichen
Synagoge. Der Landschaftsverband
kaufte das Ensemble 1999, um es
vor dem drohenden Verfall zu ret-
ten. Die Bauten sollen als Informa-
tionszentrum zur jüdischen Orts-
und Regionalgeschichte hergerich-
tet werden und als Begegnungs-
stätte dienen.  Gudrun Schwozer

12. Sommerakademie Xanten:

Auf der Spur der Römer
Neuenahr auf das Gelände eines
römischen Gutshofes und nach
Köln auf die Grabungsstellen der
römischen Colonia Ara Agrippi-
nensis runden das Programm ab.
Die Akademieteilnehmer kommen
aus der Schweiz, Dänemark, Ir-
land, Schweiz, Polen, Ungarn,
Tschechien und der Bundesrepu-
blik. Gemeinsames Arbeiten und
die gemeinsame Unterkunft  in der
römischen Herberge bilden einen
idealen Rahmen für Kontakte,
wissenschaftlichen und persönli-
chen Austausch. 
Seit dem Start im Sommer 1989 ha-
ben mehr als 300 Studierende  da-
für gesorgt, dass die Colonia Ulpia
Traiana inzwischen nicht nur in der
Bundesrepublik, sondern weltweit
zum Begriff geworden ist. Oft blei-
ben enge wissenschaftliche Verbin-
dungen zum APX bestehen: Magi-

ster- und andere Forschungsarbeiten
aus dem Bereich der provinzial-rö-
mischen Archäologie sind schon aus
der Sommerakademie erwachsen.
Die Kontinuität der wissenschaftli-
chen Arbeit wird durch die Leiterin,
Dr. Anne Ley, gewährleistet, in de-
ren Händen Grabungsleitung und
Koordination des Programms zum
wiederholten Mal liegen.
Die Finanzierung des Sommeraka-
demie bedurfte in der Vergangen-
heit immer großer Anstrengungen
und manchmal schien es sogar, als
stünde sie vor dem Aus. Die „Sozi-
al- und Kulturstiftung“ des LVR hat
die Personalkosten für die wissen-
schaftliche Begleitung übernom-
men und will sicherstellen, dass
das erfolgreiche Projekt auch in
den kommenden Jahren fortge-
führt werden kann.

Gudrun Schwozer

Nachahmung ist gewünscht!

Aufgestocktes
Sonderprogramm
Köln. - Zum Beginn des neuen Ausbil-
dungsjahres stockt der LVR sein För-
derprogramm zur beruflichen Integra-
tion Schwerbehinderter von jährlich
20 auf 30 Plätze auf. Damit erhält
eine kleine Gruppe junger schwer-
behinderter Schulabgänger eine Aus-
bildungs- und Arbeitsplatz-Perspekti-
ve auf dem freien Arbeitsmarkt - jen-
seits der ansonsten üblichen Werk-
stätten für Behinderte. 

Die Teilnehmer des Sonder-
programms erhalten einen auf

ein Jahr befristeten Arbeitsvertrag
mit dem Ziel, sie auf das Berufsle-
ben vorzubereiten. Bei Eignung
und Bewährung können sie in ein
reguläres, unbefristetes Arbeits-
oder Ausbildungs-Verhältnis über-
nommen werden.
Der LVR will mit dem seit 1998
laufenden Sonderprogramm als
großer öffentlicher Arbeitgeber im
Rheinland „einen Beitrag leisten,
um die Beschäftigungsperspektiven
junger Schwerbehinderter zu ver-
bessern“, berichtete der Gesamt-

vertrauensmann des LVR, Gerhard
Kozyk.  Bisher haben rund 40 jun-
ge Männer und Frauen von diesem
Angebot profitiert, zwölf von ih-
nen konnten in eine Dauerstellung
übernommen werden. 
Claudia Timm, die Vertrauensfrau
der Schwerbehinderten-Vertretung
in der LVR-Zentralverwaltung, die
das Sonderprogramm organisato-
risch betreut,  wertet die bisheri-
gen Erfahrungen positiv: „Schwer-
behinderte sind leistungsfähiger
als viele denken. Ihre Zuverläs-
sigkeit und ihr Engagement ist oft
überdurchschnittlich und macht
manche Leistungsbeeinträchtigung
wett.“ 
Timm wies darauf hin, dass die
Hauptfürsorgestelle des LVR inter-
essierten Arbeitgebern mit Know
How und finanziellen Mitteln bei
der behindertengerechten Umge-
staltung von Arbeitsplätzen hilft.
Sie betonte deshalb: Die Nachah-
mung des LVR-Sonderprogramms
durch andere Arbeitgeber sei aus-
drücklich erwünscht.              mk

turstiftung des LVR, eine Initiative
der SPD, konnte inzwischen wirk-
sam werden, nachdem „in einem
harten Ringen“ mit dem Sparkas-
sen- und Giroverband ein Geld-
wert für die Gewährträgerschaft
der Provinzial-Versicherung durch-
gesetzt worden sei.
Zum Ausbau der Leistungen für
die Bürgerinnen und Bürger im
Rheinland zählte Voigtsberger 
- die Einrichtung von fünf weite-
ren  Sozialpsychiatrischen Zentren
(rund  120.000 DM)
- die Finanzierung von 300  zusätz-
lichen Plätzen im Betreuten  Woh-
nen (350.000 DM).
- die Erhöhung des Stellenpools
für jugendliche Schwerbehinderte
von 20 auf 30 Stellen.
Die SPD bedauere, dass ein 50-
Millionen-Programm für die Mo-
dernisierung der Rheinischen Kli-
niken in den Jahren 2000-2004 ab-
gelehnt worden sei. Der Betrag
von 20 Mio., den die CDU stattdes-

sen allein für dieses Jahr eingesetzt
habe, könne gar nicht mehr ab-
fließen. Voigtsberger gab seiner
Hoffnung Ausdruck, noch eine ge-
meinsame Lösung zu finden, um
die Enthospitalisierung bei freien
Trägern zu fördern.

Grüne: Stillstand 
von Reformen

Drängende, vor allem soziale Pro-
bleme, die in der vergangenen
Wahlperiode die rot-grüne Mehr-
heit  in Angriff genommen habe,
seien heute von „Stillstand oder,
noch schlimmer, Rückschritt“ be-
droht, erklärte Andrea U. Asch
(Köln) für Bündnis 90/DIE GRÜ-
NEN. Der Unterschied bestehe
darin, „dass wir die finanziellen
Spielräume, die wir geschaffen ha-
ben, nutzbar gemacht haben für
die Benachteiligten dieser Gesell-
schaft, Menschen mit Behinderun-
gen, psychisch Kranke, Kinder und
Jugendliche.“ Asch mahnte, aus
dem 2. Modernisierungsgesetz des

Tag des Offenen Denkmals: 

Alte Synagoge geöffnet

Durch das Tor dieses Hauses führt der Weg zur kleinen Synagoge
von 1841. Foto: Grübel

Theorie und Praxis nebeneinander: Im APX haben sich wieder die Studenten zur Sommerakademie getroffen.
Foto: G. Schwozer

LVR senkt die Umlage
Fortsetzung von S. 1

Enteignung kommunalen Vermö-
gens durch den beabsichtigten
entschädigungslosen Übergang des
Straßenbauvermögens auf das Land
verlangen geradezu nach einer ge-
richtlichen Nachprüfung.

den Handlungsbedarf anerkennt
und den Ausbau des Landesarzt-
programms unterstützt oder wie
bei den Haushaltsberatungen dies
blockiert.

Xanten. - 30 Archäologie-Studenten
aus sieben Ländern sammeln erste
praktische Erfahrungen bei einer Gra-
bung auf dem Gelände der römischen
Stadt Colonia Ulpia Traiana während
der 12. Internationalen Sommerakade-
mie im Archäologischen Park Xanten
(APX).  Die LVR- „Sozial- und Kultur-
stiftung“  finanziert dieses inzwischen
weltweit bekannte Programm, an dem
bisher bereits 300 angehende Archäo-
logen teilgenommen haben.

Zentraler Programmpunkt ist
eine Lehrgrabung unter Leitung

einer erfahrenen Archäologin. Die
Arbeit an der Grabungsstelle wird
ergänzt durch ein umfangreiches
Rahmenprogramm mit Seminaren
und Vorträgen über Methoden,
Frage- und Problemstellungen der
Forschung und der musealen Ver-
mittlung. Exkursionen nach Bad

Landes zu lernen: Der LVR müsse
Leistungen und Kundenfreundlich-
keit permanent verbessern.

F.D.P.: Haushalt 
mit Risiken

Mehrere Risiken für die kommen-
de Finanzplanung sprach Bernd
Paßmann (Solingen) für die F.D.P.
an, darunter „den großen Kosten-
block“ Sozialhilfe, dessen Entwick-
lung schwer einzuschätzen sei,
und Tariferhöhungen im Öffentli-
chen Dienst.
Paßmann wies auf die Notwendig-
keit hin, Konzeptionen zu erstellen
für die Verwertung leerstehender
Gebäude in den Rheinischen Klini-
ken. Substanzverluste seien nicht
hinzunehmen, alle Vermögenswer-
te des LVR müssten konsequent er-
fasst werden. Damit bei allen Bau-
vorhaben ein sparsamer Umgang
mit Finanzmitteln garantiert sei,
forderte Paßmann den verstärkten
Einsatz externer Controller.

Maria Heer

Beschlüsse. Die SPD-Fraktion wird
auch in der Opposition in der 11.
Landschaftsversammlung weiter
konstruktiv kritisch und verant-
wortungsbewusst mitarbeiten.
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Bernd Paßmann

Für die F.D.P.

Landschaftsversammlung einen
Beitrag zur Entlastung der Haus-
halte der Mitgliedskörperschaften
geleistet. Die neuerliche Senkung
der Landschaftsumlage bedeutet
für die 27 kreisfreien Städte und
Kreise im Rheinland eine Ein-
sparung von immerhin fast 100
Mio. DM und entlastet auch die
kreisangehörigen Städte und Ge-
meinden, wenn die Kreise  ihrer-
seits die Kreisumlage entspre-
chend absenken. Diese Entlastung
war nur durch die Fortsetzung des
konsequenten Sparkurses beim
LVR möglich: Der Verwaltungs-
haushalt bleibt nämlich bei einem

Gesamtvolumen von 5,7 Milliarden
DM auf dem Stand des Vorjahres.
Aus der Sicht der F.D.P.-Fraktion
birgt der LVR-Haushalt allerdings
auch Risiken, die strukturbedingt
sind: 60% aller Ausgaben des Ver-
waltungshaushalts entfallen auf die
Sozialhilfe. Wenn die Fallzahlstei-
gerungen in der Eingliederungs-
hilfe für behinderte Menschen
wieder frühere Zuwachsraten er-
reichen, droht dem Haushalt ein
Fehlbetrag. Das Risiko bleibt aber
angesichts der mit dem 2. Verwal-
tungs-Modernisierungsgesetz be-
schlossenen Verlagerung der Hilfe
zur Pflege  auf die örtlichen Träger

Wenn ein Haushalt ausgegli-
chen ist, wenn zudem die

Landschaftsumlage, mit der die
rheinischen Städte und Kreise die
Aufgabenerfüllung des LVR etwa
zur Hälfte finanzieren, erneut  um
0,5 %-Punkte gesenkt werden kann,
hat man allen Grund, einem Etat
zuzustimmen.
Diese Auffassung teilten CDU-,
SPD- und F.D.P.-Fraktion, als sie
im Juni den LVR-Etat 2000 verab-
schiedeten. Die Senkung der Land-
schaftsumlage auf 16,7% (Vorjahr:
17,2%) wurde sogar einstimmig
beschlossen.
Damit haben alle Fraktionen der

Ja zur Senkung der Umlage!

Für BÜNDNIS 90
DIE GRÜNEN

Grüne für gerontopsychiatrische Pflege - CDU blockiert

Martin Kresse

den letzten Jahren und der guten
Unterstützung der Verwaltung,
hier besonders des Kämmerers,
war es für uns folgerichtig, auch
als Opposition dem Haushalt 2000
zuzustimmen.
Hinzu kommt, dass wir abgesehen
von wenigen Einzelmaßnahmen un-
sere Anliegen mit einbringen konn-
ten. Beim 2000er Haushalt konnte
die CDU ohne eigenes Zutun von
dieser Morgengabe profitieren.
Die breite Zustimmung zu dem
Haushalt und der Beschluß, die
Umlage zu senken, sind für das
zukünftige Miteinander zwischen
den Mitgliedskommunen und dem
LVR wichtige vertrauensbildende

Am 7. Juni 2000 haben wir dem
Haushalt 2000 zugestimmt. Das

fiel der SPD-Fraktion leicht, han-
delt es sich doch noch weitgehend
um die Ergebnisse unserer politi-
schen Arbeit der letzten Jahre.
Nur durch unsere solide Haus-
haltspolitik, das verantwortungs-
volle Handeln mit den Beteiligun-
gen, wurde die Senkung der Um-
lage möglich.
Wenn es die CDU auch heute
nicht mehr wissen will, seit 1993
hat sie immer wieder mit Anträgen
versucht, die RWE-Aktien kom-
plett zu verkaufen. Wir haben die-
ses jeweils abgelehnt. Dadurch
haben wir den LVR vor einem

Schaden von 310 Mio DM be-
wahrt.
Aus der Umwandlung der RWE-
Namensaktien erzielte der LVR
eine Einnahme von 220 Mio DM.
Diese Beträge konnten in 1999
und 2000 zur Schließung der Aus-
gabenlücken eingesetzt werden.
Auch bei der Frage, wie gehen wir
mit unserem Anteil an der Provin-
zial-Versicherung um, haben wir
uns dem vorschnellen Veräuße-
rungswillen der CDU widersetzt.
Nach hartem Ringen mit dem
Rheinischen Sparkassen-Girover-
band und unseren Freunden in
Rheinland-Pfalz wurde die Eini-
gung über den Geldwert der Ge-

währträgerschaft erreicht. Bei dem
monatelangen Ringen um eine
einvernehmliche Lösung, die den
Provinzial-Versicherungsanstalten
eine Zukunftschance eröffnete und
dem LVR einen Anteil von rund
400 Mio DM brachte, hat sich be-
sonders unser Fraktionsvorsitzen-
der Harry Voigtsberger große Ver-
dienste erworben.
Durch die von der SPD einge-
brachte Stiftungslösung haben wir
erreicht, dass die Erlöse nicht ver-
frühstückt wurden, sondern für
zukünftige wesentliche Aufgaben
eingesetzt werden können.
Bei diesen Vorleistungen unserer
Haushaltspolitik mit Augenmaß in

Klaus Brausch

Für die SPD

ab dem Jahr 2001 kalkulierbar,
wenngleich die daraus resultieren-
de und von den Mitgliedskörper-
schaften erwartete Umlagesen-
kung dann geringer ausfallen
wird. 
Erfreulich war, dass sich alle Frak-
tionen in ihren Haushaltsreden
noch einmal gegen die Verlage-
rung des Straßenbaus in staatliche
Trägerschaft und für die Be-
schwerde beim Verfassungsge-
richtshof aussprachen. Die dem
Ziel des 2. Verwaltungs-Moderni-
sierungsgesetzes zuwider laufen-
de Schwächung der kommunalen
Selbstverwaltung und die kalte

ben, bedeutende Kulturgüter den
Bürgerinnen und Bürgern zugäng-
lich zu machen. Ein erster Schritt
in diese Richtung ist getan mit der
Beteiligung an den Stiftungen
Schloss Dyck (1,5 Mio. DM),
Schloss und Park Benrath (1,5 Mio.
DM), Museum Kurhaus Kleve (1,5
Mio. DM), Zollverein Essen (1 Mio.
DM) und Museum Textilscheune
Nettetal-Hinsbeck (0,5 Mio. DM).
Der LVR wird auch künftig die ihm
zur Verfügung stehenden GFG-
Mittel entsprechend einsetzen -
vorausgesetzt, das Land stellt sie
nach wie vor zur Verfügung. Die
neue Landesregierung wird zeigen
müssen, ob sie ihrem selbst propa-

Zuerst waren der Auf- und Aus-
bau der Großprojekte Freilicht-

museum Kommern und des Ar-
chäologischen Parks Xanten ange-
sagt, dann des Rheinischen Indu-
striemuseums mit seinen Außen-
stellen, des Bergischen Freilichtmu-
seums und der Um- und Ausbau
des Rheinischen Landesmuseums -
Projekte links wie rechts des Rheins.
Jetzt gilt die Kulturpolitik der neu-
en Mehrheit in der Landschaftsver-
sammlung in enger Kooperation
mit den Städte und Kreisen der ge-
samten Region Rheinland, der kul-
turgeschichtlich bedeutsamsten Re-
gion Deutschlands. Die CDU-Frak-
tion wird neue Akzente setzen.

Die Römer haben  das Rheinland
geprägt, die Franzosen und die
Preußen nicht minder - keine ande-
re Region in Europa war schon „eu-
ropäisch“, als noch niemand an das
moderne Europa dachte, geschwei-
ge denn an einen Begriff wie „Glo-
balisierung“. Das Rheinland hat eu-
ropäische Geschichte geschrieben.
Darauf müssen wir uns besinnen,
daran müssen wir andere erinnern.
Erfolgreiche Ausstellungen wie in
Prag haben gezeigt, dass die kultu-
relle Bedeutung des Rheinlandes
über dessen Grenzen hinaus be-
kannt und im Bewusstsein der Part-
ner ist.
Die Präsentation des Rheinlandes

im Ausland bedeutet Standortmar-
keting, bedeutet Tourismusförde-
rung und beinhaltet eine nicht zu
unterschätzende soziale Kompo-
nente.
Gegenüber den Städten und Krei-
sen ist mehr Partnerschaft ange-
zeigt. Es ist an der Zeit, aus dem
großen Fundus des Landschafts-
verbandes zu schöpfen und öffent-
lich zu zeigen, über welche Schät-
ze zum Beispiel die LVR-Archäolo-
gen verfügen - vor Ort, dort, wo
die Schätze her stammen.
Vor allem aber gilt es, die Kommu-
nen dort zu unterstützen, wo nicht
selten die Restfinanzierung fehlt,
um schlummernde Schätze zu he-

Neue Chancen für die regionale Kultur

Frank Boss

Für die CDU

E ine Anhörung des Sozialaus-
schusses im März hat gezeigt: in

den Altenpflegeheimen sehen wir
immer häufiger verwirrte alte Men-
schen und bemühte, aber z.T. zu-
nehmend überforderte Mitarbeiter.
Folge: Vernachlässigung, Menschen-
rechtsverletzungen und Gewalt in
der Pflege.
Wir fordern den Bundesgesetzge-
ber auf, den Pflegebegriff zu er-
weitern, damit auch gerontopsy-
chiatrisch veränderten alten Men-
schen angemessener durch die
Pflegeversicherung geholfen wer-
den kann. Und die neue Bundes-
regierung hat auch schon gehan-
delt und die Leistungen für Ta-

ges- und Nachtpflege angehoben.
Aber auch der LVR muss und kann
handeln: Einen Ansatzpunkt bietet
das Landesärztesystem. Durch die
Beratungs- und Fortbildungsange-
bote der Landesärzte konnte die
Qualität der Pflege von geronto-
psychiatrisch veränderter Men-
schen in inzwischen ca. 150 Pfle-
geheimen deutlich verbessert wer-
den. Ihre Arbeit hat dazu beigetra-
gen, dass verwirrte alte Menschen
eine bessere und angemessene
Pflegestufe erhalten. Für die Hei-
me bedeutet dies, sie erhalten
mehr Personal und können die
Pflege optimieren. Wir haben des-
halb beantragt, dass dieses System

flächendeckend eingeführt wird.
Die Sozialhilfeträger müssen ne-
ben diesen sozialpolitischen Grün-
den auch aus finanzpolitischer
Verpflichtung heraus handeln. Die
Pflegeversicherung war nie als
Vollkaskoversicherung geplant,
immer muss von privater oder öf-
fentlicher Seite zugezahlt werden.
Und immer sichert das individuelle
Bedarfsdeckungsprinzip den Rechts-
anspruch auf Hilfe zur Pflege nach
§ 68 BSHG. Bei Verabschiedung
der Pflegeversicherung wurde im
Vermittlungsausschuss vereinbart,
dass rund die Hälfte der Eins-
parungen wieder in den Bereich
der Pflege investiert werden sol-

len. Die örtlichen und der überört-
liche Sozialhilfeträger sparen rd.
1.350 Mio. DM im Rheinland, die
neuen Aufgaben berücksichtigt
sparen die Sozialhilfeträger schließ-
lich saldiert über 850 Mio. DM
jährlich. Bündnis 90/Die Grünen
haben Anträge zur Verbesserung
der Situation in Pflegeheimen ge-
stellt. Die CDU lehnte ab und ver-
weigerte Weiterentwicklungen, sie
wollte so den Druck auf den Bun-
desgesetzgeber erhöhen.
Im Herbst kommt es zu Ge-
sprächen mit den kommunalen
Spitzenverbänden. Da wird sich
zeigen, ob die CDU wie in der An-
hörung des Sozialhilfeausschusses
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Vernunft hat sich ausgezahlt

gierten Ruf treu bleibt, kommunal-
freundlich zu sein. 
In der CDU-Fraktion der Land-
schaftsversammlung Rheinland je-
denfalls haben die Kommunen
auch in Zukunft einen verlässli-
chen Partner.
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Rheinland. - Am 10. September findet
in der Bundesrepublik zum achten
Male  der „Tag des offenen Denk-
mals“ statt. Die europaweite Veran-
staltung ist inzwischen zum Klassiker
geworden: einmal im Jahr werden
Denkmäler, die sonst nicht allgemein
zugänglich sind, geöffnet und durch
Führungen und bunte Rahmenpro-
gramme „erlebbar“ gemacht.

Im ganzen Rheinland öffnen
Kommunen, Kirchen und Privat-

leute ihre denkmalgeschützten
Objekte. Allein der Stadtkonserva-
tor Köln bietet 84 Führungen und

Rundgänge durch besondere Denk-
malanlagen an.
Der LVR lädt  an diesem Tag in die
alte Synagoge in Titz-Rödingen
ein. Der Gebäudekomplex stammt
aus dem 19. Jahrhundert und be-
steht aus einem Wohnhaus mit Ne-
bengebäude und der eigentlichen
Synagoge. Der Landschaftsverband
kaufte das Ensemble 1999, um es
vor dem drohenden Verfall zu ret-
ten. Die Bauten sollen als Informa-
tionszentrum zur jüdischen Orts-
und Regionalgeschichte hergerich-
tet werden und als Begegnungs-
stätte dienen.  Gudrun Schwozer

12. Sommerakademie Xanten:

Auf der Spur der Römer
Neuenahr auf das Gelände eines
römischen Gutshofes und nach
Köln auf die Grabungsstellen der
römischen Colonia Ara Agrippi-
nensis runden das Programm ab.
Die Akademieteilnehmer kommen
aus der Schweiz, Dänemark, Ir-
land, Schweiz, Polen, Ungarn,
Tschechien und der Bundesrepu-
blik. Gemeinsames Arbeiten und
die gemeinsame Unterkunft  in der
römischen Herberge bilden einen
idealen Rahmen für Kontakte,
wissenschaftlichen und persönli-
chen Austausch. 
Seit dem Start im Sommer 1989 ha-
ben mehr als 300 Studierende  da-
für gesorgt, dass die Colonia Ulpia
Traiana inzwischen nicht nur in der
Bundesrepublik, sondern weltweit
zum Begriff geworden ist. Oft blei-
ben enge wissenschaftliche Verbin-
dungen zum APX bestehen: Magi-

ster- und andere Forschungsarbeiten
aus dem Bereich der provinzial-rö-
mischen Archäologie sind schon aus
der Sommerakademie erwachsen.
Die Kontinuität der wissenschaftli-
chen Arbeit wird durch die Leiterin,
Dr. Anne Ley, gewährleistet, in de-
ren Händen Grabungsleitung und
Koordination des Programms zum
wiederholten Mal liegen.
Die Finanzierung des Sommeraka-
demie bedurfte in der Vergangen-
heit immer großer Anstrengungen
und manchmal schien es sogar, als
stünde sie vor dem Aus. Die „Sozi-
al- und Kulturstiftung“ des LVR hat
die Personalkosten für die wissen-
schaftliche Begleitung übernom-
men und will sicherstellen, dass
das erfolgreiche Projekt auch in
den kommenden Jahren fortge-
führt werden kann.

Gudrun Schwozer

Nachahmung ist gewünscht!

Aufgestocktes
Sonderprogramm
Köln. - Zum Beginn des neuen Ausbil-
dungsjahres stockt der LVR sein För-
derprogramm zur beruflichen Integra-
tion Schwerbehinderter von jährlich
20 auf 30 Plätze auf. Damit erhält
eine kleine Gruppe junger schwer-
behinderter Schulabgänger eine Aus-
bildungs- und Arbeitsplatz-Perspekti-
ve auf dem freien Arbeitsmarkt - jen-
seits der ansonsten üblichen Werk-
stätten für Behinderte. 

Die Teilnehmer des Sonder-
programms erhalten einen auf

ein Jahr befristeten Arbeitsvertrag
mit dem Ziel, sie auf das Berufsle-
ben vorzubereiten. Bei Eignung
und Bewährung können sie in ein
reguläres, unbefristetes Arbeits-
oder Ausbildungs-Verhältnis über-
nommen werden.
Der LVR will mit dem seit 1998
laufenden Sonderprogramm als
großer öffentlicher Arbeitgeber im
Rheinland „einen Beitrag leisten,
um die Beschäftigungsperspektiven
junger Schwerbehinderter zu ver-
bessern“, berichtete der Gesamt-

vertrauensmann des LVR, Gerhard
Kozyk.  Bisher haben rund 40 jun-
ge Männer und Frauen von diesem
Angebot profitiert, zwölf von ih-
nen konnten in eine Dauerstellung
übernommen werden. 
Claudia Timm, die Vertrauensfrau
der Schwerbehinderten-Vertretung
in der LVR-Zentralverwaltung, die
das Sonderprogramm organisato-
risch betreut,  wertet die bisheri-
gen Erfahrungen positiv: „Schwer-
behinderte sind leistungsfähiger
als viele denken. Ihre Zuverläs-
sigkeit und ihr Engagement ist oft
überdurchschnittlich und macht
manche Leistungsbeeinträchtigung
wett.“ 
Timm wies darauf hin, dass die
Hauptfürsorgestelle des LVR inter-
essierten Arbeitgebern mit Know
How und finanziellen Mitteln bei
der behindertengerechten Umge-
staltung von Arbeitsplätzen hilft.
Sie betonte deshalb: Die Nachah-
mung des LVR-Sonderprogramms
durch andere Arbeitgeber sei aus-
drücklich erwünscht.              mk

turstiftung des LVR, eine Initiative
der SPD, konnte inzwischen wirk-
sam werden, nachdem „in einem
harten Ringen“ mit dem Sparkas-
sen- und Giroverband ein Geld-
wert für die Gewährträgerschaft
der Provinzial-Versicherung durch-
gesetzt worden sei.
Zum Ausbau der Leistungen für
die Bürgerinnen und Bürger im
Rheinland zählte Voigtsberger 
- die Einrichtung von fünf weite-
ren  Sozialpsychiatrischen Zentren
(rund  120.000 DM)
- die Finanzierung von 300  zusätz-
lichen Plätzen im Betreuten  Woh-
nen (350.000 DM).
- die Erhöhung des Stellenpools
für jugendliche Schwerbehinderte
von 20 auf 30 Stellen.
Die SPD bedauere, dass ein 50-
Millionen-Programm für die Mo-
dernisierung der Rheinischen Kli-
niken in den Jahren 2000-2004 ab-
gelehnt worden sei. Der Betrag
von 20 Mio., den die CDU stattdes-

sen allein für dieses Jahr eingesetzt
habe, könne gar nicht mehr ab-
fließen. Voigtsberger gab seiner
Hoffnung Ausdruck, noch eine ge-
meinsame Lösung zu finden, um
die Enthospitalisierung bei freien
Trägern zu fördern.

Grüne: Stillstand 
von Reformen

Drängende, vor allem soziale Pro-
bleme, die in der vergangenen
Wahlperiode die rot-grüne Mehr-
heit  in Angriff genommen habe,
seien heute von „Stillstand oder,
noch schlimmer, Rückschritt“ be-
droht, erklärte Andrea U. Asch
(Köln) für Bündnis 90/DIE GRÜ-
NEN. Der Unterschied bestehe
darin, „dass wir die finanziellen
Spielräume, die wir geschaffen ha-
ben, nutzbar gemacht haben für
die Benachteiligten dieser Gesell-
schaft, Menschen mit Behinderun-
gen, psychisch Kranke, Kinder und
Jugendliche.“ Asch mahnte, aus
dem 2. Modernisierungsgesetz des

Tag des Offenen Denkmals: 

Alte Synagoge geöffnet

Durch das Tor dieses Hauses führt der Weg zur kleinen Synagoge
von 1841. Foto: Grübel

Theorie und Praxis nebeneinander: Im APX haben sich wieder die Studenten zur Sommerakademie getroffen.
Foto: G. Schwozer

LVR senkt die Umlage
Fortsetzung von S. 1

Enteignung kommunalen Vermö-
gens durch den beabsichtigten
entschädigungslosen Übergang des
Straßenbauvermögens auf das Land
verlangen geradezu nach einer ge-
richtlichen Nachprüfung.

den Handlungsbedarf anerkennt
und den Ausbau des Landesarzt-
programms unterstützt oder wie
bei den Haushaltsberatungen dies
blockiert.

Xanten. - 30 Archäologie-Studenten
aus sieben Ländern sammeln erste
praktische Erfahrungen bei einer Gra-
bung auf dem Gelände der römischen
Stadt Colonia Ulpia Traiana während
der 12. Internationalen Sommerakade-
mie im Archäologischen Park Xanten
(APX).  Die LVR- „Sozial- und Kultur-
stiftung“  finanziert dieses inzwischen
weltweit bekannte Programm, an dem
bisher bereits 300 angehende Archäo-
logen teilgenommen haben.

Zentraler Programmpunkt ist
eine Lehrgrabung unter Leitung

einer erfahrenen Archäologin. Die
Arbeit an der Grabungsstelle wird
ergänzt durch ein umfangreiches
Rahmenprogramm mit Seminaren
und Vorträgen über Methoden,
Frage- und Problemstellungen der
Forschung und der musealen Ver-
mittlung. Exkursionen nach Bad

Landes zu lernen: Der LVR müsse
Leistungen und Kundenfreundlich-
keit permanent verbessern.

F.D.P.: Haushalt 
mit Risiken

Mehrere Risiken für die kommen-
de Finanzplanung sprach Bernd
Paßmann (Solingen) für die F.D.P.
an, darunter „den großen Kosten-
block“ Sozialhilfe, dessen Entwick-
lung schwer einzuschätzen sei,
und Tariferhöhungen im Öffentli-
chen Dienst.
Paßmann wies auf die Notwendig-
keit hin, Konzeptionen zu erstellen
für die Verwertung leerstehender
Gebäude in den Rheinischen Klini-
ken. Substanzverluste seien nicht
hinzunehmen, alle Vermögenswer-
te des LVR müssten konsequent er-
fasst werden. Damit bei allen Bau-
vorhaben ein sparsamer Umgang
mit Finanzmitteln garantiert sei,
forderte Paßmann den verstärkten
Einsatz externer Controller.

Maria Heer

Beschlüsse. Die SPD-Fraktion wird
auch in der Opposition in der 11.
Landschaftsversammlung weiter
konstruktiv kritisch und verant-
wortungsbewusst mitarbeiten.



Straßen und Verkehr in Höhe von
370 Millionen folgt der Gesund-
heitsbereich - dort ressortieren psy-
chiatrische Versorgung und Heil-
pädagogische Heime  mit 143 Mil-
lionen, Unterhaltung und Ausbau
der 43 LVR-Schulen mit 102 und die
Jugendhilfe mit 92 Millionen DM.
Für die regionale Kultur sind rund
106 Mio ausgewiesen. Sprecher
der vier Fraktionen betonten die
Verantwortung des LVR für die In-
tegration behinderter Menschen in
die Gesellschaft.

CDU: Repräsentanz 
in der Region

Für die CDU nahm Fraktionsvorsit-
zender Paul Heidrich  (Mülheim/

LVR repor tLVR repor t
Informationen des Landschaftsverbandes Rheinland

LVR reichte
Klage ein

Köln. - Der LVR hat beim Verfas-
sungsgerichtshof Münster Verfas-
sungsbeschwerde gegen die Ver-
staatlichung des Straßenbauver-
waltung eingereicht. Er sieht in der
im „Zweiten Gesetz zur Moderni-
sierung von Regierung und Ver-
waltung“ vorgesehenen Verstaatli-
chung der Straßenbauverwaltung
einen unzulässigen Eingriff in das
durch Artikel 78 der Landesverfas-
sung geschützte Recht der kom-
munalen Selbstverwaltung.

Haus erinnert an
Johannes Horion

Köln. - Der bisher namenlose Neu-
bau des LVR an der Hermann-
Pünder-Straße in Köln-Deutz erin-
nert künftig an den letzten Lan-
deshauptmann des Rheinischen
Provinzialverbandes, Dr. Johannes
Horion (1876-1933). Horion gilt
als der „Vater der Kriegsbeschä-
digtenfürsorge“ und hatte einen
Namen als Anwalt der Schwachen
und Armen.    ja
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August/September 2000 21. Jahrgang Nr. 227

August/September 2000 – Seite: 4

Paul Heidrich (CDU):  
Künftig sechs Schwerpunkte

Harry Voigtsberger (SPD): 
Hoffnung auf gemeinsame Lösung

Andrea U. Asch (Bündnis 90/
Die Grünen): Rückschritt droht

Bernd Paßmann (F.D.P.): 
Risiken für die Finanzplanung

Landschaftsversammlung verabschiedete ausgeglichenen Haushalt

LVR senkt die Umlage der Städte und Kreise
Köln. -  Einstimmig beschloss die
Landschaftsversammlung Rheinland,
den „Mitgliedsbeitrag“ der 14 kreis-
freien Städte und 13 Kreise der Regi-
on um 0,5 auf 16,7 Prozentpunkte zu
senken. Damit werden die Haushalte
der  Mitgliedskörperschaften um ins-
gesamt 100 Mio DM entlastet.Gegen
die Stimmen von Bündnis 90/Die Grü-
nen verabschiedete der „Rheinische
Rat“ die Haushaltssatzung des LVR.

Der Haushaltsplan 2000 umfasst
rund 5,7 Milliarden DM im Ver-

waltungs- und 1,2 Milliarden im
Vermögenshaushalt. Überörtliche
Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge
schlagen allein mit 4,3 Milliarden zu
Buche. Nach den Ausgaben für

Ein echter Retter in der Not
Köln. - Einen Urlaubsstart mit Hinder-
nissen erlebten neun Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Gemeinnützigen
Werkstätten Köln: Angeblich sollte
ihr Flugticket nicht bezahlt sein. Ein
Kölner Taxifahrer rettete den Start in
die Türkei.

Der Kölner Taxiunternehmer
Heinz-Otto Deckers fährt seit

drei Jahrzehnten Behinderte, auch
für den LVR. Er hat „ein Herz für
die Schwächeren“, hat sich schon

oft engagiert und ist für viele sei-
ner Fahrgäste „so etwas wie Vater-
Ersatz“ auf den täglichen Pendel-
fahrten zwischen Wohnung und
Einrichtungen. Viele seiner tägli-
chen Gäste hat er von Klein an
heranwachsen sehen.
Deckers hatte die neun Behinder-
ten und ihre beiden Begleiter zum
Düsseldorfer Flughafen gefahren.
Am Schalter erfuhr er vom Missge-
schick: Die Tickets wurden nicht
frei gegeben! Deckers hängte sich

ans Telefon und telefonierte so lan-
ge, bis der Reiseveranstalter die
Tickets frei gab, weil Deckers einen
Scheck über 11 542 DM hinterlegte!
Der Direktor des Landschaftsver-
bandes Rheinland, Ferdinand Esser,
dankte Heinz-Otto Deckers ganz
offiziell für seinen vorbildlichen
Einsatz. Deckers will nicht nachlas-
sen in seinem Engagement. Für ihn
ist der schönste Lohn, wenn seine
behinderte Freunde ihn mit „da
kommt der liebe Otto“ begrüßen.

Integrationsfirmen: Damit würden
„Werkstätten für Behinderte 1.
und 2. Klasse“ entstehen. Dem
Ziel des Gesetzes entgegengerich-
tet sei auch die alleinige Beauftra-
gung der Bundesanstalt für Arbeit
mit der Vermittlung und Siche-
rung von Arbeitsplätzen für
Schwerbehinderte. Die Integrati-
onsfachdienste der Hauptfürsor-
gestellen - hervorragend bewähr-
te Instrumente - seien flächen-
deckend zu beteiligen.        M.H.

Einstimmig appellierte die Land-
schaftsversammlung Rheinland

an die Bundesregierung, den Ent-
wurf eines Gesetzes zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit Schwer-
behinderter in mehreren Punkten
zu ändern. Im Zentrum der Kritik
steht die vorgesehene Senkung
der Pflichtquote von bisher sechs
Prozent der Arbeitsplätze auf fünf
Prozent. Eine Verschlechterung
sieht der LVR außerdem in der ge-
planten Form der Förderung von

Werkstätten für Behinderte

Keine 1. oder 2. Klasse

Fortsetzung auf S. 3

Rheinland. - Innenminister Fritz
Behrens hat den LVR-Haushalt
2000 gebilligt und gelobt: Die Um-
lagesenkung auf 16,7 Prozent führe
zu einer „erfreulichen Entlastung
Ihrer Mitgliedskörperschaften.“
Landesdirektor Ferdinand Esser
versicherte bei der Bekanntgabe
des Ministererlasses: “Der LVR wird
auch in Zukunft im Interesse sei-
ner Mitgliedskörperschaften an
diesem Kurs festhalten.“

Lob vom 
Innenminister
für den LVR

beim Landesverfassungsgericht.
Ausdrücklich dankten die Fraktio-
nen der Verwaltung, an ihrer Spit-
ze Landesdirektor Ferdinand Es-
ser, für den unermüdlichen und
kompetenten Einsatz, der verhin-
dern konnte, „dass die Land-
schaftsverbände ein Fall für die
Geschichtsbücher wurden.“  M.H.

A lle Fraktionssprecher wandten
sich gegen den Beschluss des

Landtags NW, den Straßenbau zu
verstaatlichen. „Modernes Raubrit-
tertum“ und „kalte Enteignung“
hieß es zur vorgesehenen Aneig-
nung kommunalen Vermögens
durch das Land. Einhellig unter-
stützt wurde die Klage des LVR

Landschaftsversammlung:

„Nein“ zur Verstaatlichung 
des Straßenbaus

„Im Interesse der Bürger“

RP Köln und LVR
an einem Tisch

Brauweiler. - Kennenlernen, austau-
schen, Probleme gemeinsam lösen: Das,
so Landesdirektor Ferdinand Esser, sei
Ziel gemeinsamer Gespräche zwischen
LVR und den Bezirksregierungen Köln
und Düsseldorf. Der neue Dialog begann
mit einer Einladung an den Regierungs-
präsidenten Köln, Jürgen Roters, und
dessen Abteilungsleiter in die Abtei
Brauweiler. Den LVR vertraten Verwal-
tungschef Esser und die Dezernenten.

Schnell fand man zur Diskussion
von Fachfragen, die staatliche

Behörde und Kommunalverband
gleichermaßen berühren. Um ver-
besserte Zusammenarbeit bei der
Stau-Vermeidungs-Strategie auf
Autobahnen ging es, um die unter-

schiedlichen Aufgaben im Denk-
malschutz, die Kooperation zwi-
schen Jugendhilfe und Schule und
um die Beschäftigung Schwerbe-
hinderter im öffentlichen Dienst.
Über die Auswirkungen des 2. Mo-
dernisierungsgesetzes des Landes -
Verstaatlichung des Straßenbaus -
waren sich die Gesprächspartner
einig: Um die zahlreichen Finanz-
und Personalfragen, die im Gesetz
offenblieben, gerecht zu lösen,
müssen Land, Bezirksregierungen
und LVR sofort an einen Tisch.
Gastgeber Esser fasste den Ein-
druck der Runde zusammen: „Wir
müssen weiter Kontakt halten,
denn wir arbeiten alle im Interesse
der Bürger.“                         M.H.

LVR und „Aktion Mensch“

Kooperation auf breiter Basis
Bonn. - „Aufgrund unserer Aufga-
benstellung ergibt sich eine enge
Zusammenarbeit unserer Fachbe-
reiche mit den Verbänden; beson-
ders viele Berührungspunkte und
Gemeinsamkeiten verbinden uns
mit der Aktion Mensch“: So Lan-
desdirektor Ferdinand Esser zur
Einweihung des neuen Verwal-

tungsgebäudes der Aktion in
Bonn. Sowohl LVR als auch die
Aktion Mensch verfolgen „alle
Wege, die zur Integration Betroffe-
ner in die Gesellschaft führen“,
sagte Esser. Dabei spielen gemein-
denahe Wohn- und Beschäftigungs-
angebote eine wichtige Rolle. Das
Betreute Wohnen im Rheinland

Ein historisches Treffen am historischen Ort: Regierungspräsident
Jürgen Roters und LVR-Direktor Ferdinand Esser in Brauweiler.

Foto:Ströter

Die eindrucksvollen Plakate der „Aktion Mensch“ haben auch Einzug
beim LVR gehalten.

Wettbewerb ein großer Erfolg

800 Comics gegen
Gewalt im Alltag

Rheinland. - An die Stifte, fertig, los!
Ende letzten Jahres hatten der LVR
und die Schulabteilungen der Bezirks-
regierungen Köln und Düsseldorf
Schülerinnen und Schüler im Rheinland
zu dem Wettbewerb „Comics gegen
Gewalt“ aufgerufen. 

M it rund 800 eingesandten Ar -
beiten war die Resonanz

überwältigend und so fiel es der
Jury schwer, aus allen Einsendun-
gen die zehn besten zu ermitteln.
Der Vorsitzende der Landschafts-
versammlung Rheinland, Winfried
Schittges MdL, und der Leiter des
LVR-Jugenddezernates, Markus
Schnapka, überreichten den Siege-
rinnen und Siegern ihre Preise und
Urkunden bei einer Feier im Hori-
on-Haus des LVR.
Das Jugendtheater „Comic-ON“ aus
Köln stimmte mit seiner Auffüh-
rung „Durchgeknallt“ ausdrucks-
stark und auch schonungslos in
das Thema „Gewalt im Alltag“ ein
und regte ebenso wie die ansch-
ließend prämierten Comics zum
Nachdenken an. 
Die Werke der Jugendlichen reich-

ten vom 28 Seiten starken Schwarz-
Weiß-Comic über Gewalt und
Gruppenzwang innerhalb einer
Schüler-Clique bis hin zu symboli-
schen Zeichnungen, wie z.B.
Strichmännchen mit einem Knüp-
pel als Kopf und dem treffenden
Titel „Gewalt ist kopflos“. 
Der 16-jährige Maurice Vink aus
Kevelaer gewann den ersten Preis.
Sein professionell und ausdrucks-
stark gezeichneter Comic „Neulich
im Regenwald“ illustriert nicht die
übliche Gewalt, sondern die ge-
genüber der Natur. „Das Thema
Gewalt wird mit Witz, Ironie und
hoher Sensibilität behandelt“, so
das Urteil der Jury. Winfried Schitt-
ges: „Der Comic fordert auf, sich
mit dem Thema auseinander zu
setzen und nachzudenken, ob auch
dies bereits Gewalt ist“. 
Die Comics werden vervielfältigt,
gebunden und an die Schulen im
Rheinland, Wohlfahrtsverbände und
Institute in NRW verschickt. „Näch-
stes Jahr wiederholen wir den Wett-
bewerb und hoffen auf noch mehr
Teilnehmer“, kündigte Winfried
Schittges an.   Melanie Eulenhöfer

Einer von vielen Comics, die keiner Erläuterung bedürfen.

1.9. 9.30 Rechnungsprüfungsausschuss
7.9.   9.30 Umweltausschuss

(Jugendhof 
Rheinland, Königswinter)

11.9. 9.30 Sozialausschuss
13.9. 8.30 Vergabeausschuss
13.9. 9.30 Finanz- und 

Wirtschaftsausschuss
18.9. 9.30 Ausschuss für Personal 

und allgemeine 
Verwaltung

21.9. 10.15 Landschaftsausschuss
22.9. 9.30 Krankenhausausschuss 3

(Rheinische 
Kliniken Mönchengladbach)

26.9.    9.30 Krankenhausausschuss 2
(Rheinische Kliniken 
Langenfeld)

27.9. 9.30 Kulturausschuss
27.9. 10.00 Krankenhausausschuss 4 

(Rheinische Kliniken 
Bedburg-Hau)

28.9. 9.30 Krankenhausausschuss 1
(Rheinische Kliniken Düren)

29.9. 9.30 Gesundheitsausschuss

Ausstellungen
des LVR

im Rheinland
■ Landeshaus des LVR, 

Köln-Deutz

Fotografieausstellung 
„100 Jahre Tokio“
15.9. bis 15.10.

■ Rheinisches 

Industriemuseum

Bergisch Gladbach

Sonderausstellung 
„Papier macht’s möglich“ 
ab 6.9.

Euskirchen        Neueröffnung!

Dauerausstellung Tuchfabrik Müller
ab 16.9.

Engelskirchen

Sonderausstellung „Frau in Weiß“
bis 24.9.

Oberhausen

„Ruhrgebietsvisionen“
bis 15.10.

Solingen

„Geschichte des Taschenmessers“
ab 25.9.

■ Rheinisches Freilichtmuseum

Kommern

„Von Tüten und Blasen“ - 
Geschichte und Aspekte der Papier-
und Folienverarbeitung
bis 31.12.

■ Schloss Augustusburg, Brühl

„Der Riss im Himmel - 
Clemens August und seine Epoche“
bis 1.10.
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I M P R E S S U M

fördert die Aktion Mensch jährlich
mit etwa 2,5 Mio DM.
Erst vor rund einem Jahr umbe-
nannt (früher: Aktion Sorgenkind),
hat die traditionsreiche Lotterie zu-
gunsten von Menschen mit Behin-
derungen ihre Aktivitäten kräftig
ausgeweitet. Drei Impuls-Förder-
programme - Hilfen zur berufli-
chen Eingliederung, Förderung so-
zial benachteiligter Kinder und Ju-
gendlicher und Basishilfen für Ost-
europa - ergänzen die bisherigen
Kampagnen. Alle Fäden der weit-
verzweigten Organisation laufen
zusammen  im neuen Verwaltungs-
gebäude an der Bonner Holbein-
straße, das jetzt offiziell eingeweiht
wurde.
Haltbare Fäden knüpften  LVR und
die Aktion Mensch bereits mit der
Zusammenarbeit bei der Veranstal-
tung „Tag der Begegnung“ 2000
im Archäologischen Park Xanten.
Jetzt sollen  weitere Kooperations-
Projekte folgen.                     M.H.

Ruhr) Stellung mit sechs Schwer-
punkten künftiger Arbeit: In der
Kulturpolitik werde die weitere Be-
teiligung des LVR an Stiftungen die
„Verbundenheit mit der Region de-
monstrieren“. Die Form der Stiftung
sei das „zukunftsweisende Instru-
ment“ zur Förderung kultureller
Projekte; gleichzeitig müsste behin-
derten Menschen die Teilnahme an
Kultur geboten werden. 
Große Bedeutung habe in der Ge-
sundheitspolitik die Erhaltung von
Substanz in den Rheinischen Klini-
ken. Das Programm solle aus
Grundstückverkäufen finanziert
werden: „Vermögen zur Erhaltung
von Vermögen“. Die Dezentralisie-
rung solle weitergehen, wenn dies

medizinisch sinnvoll und wirt-
schaftlich vertretbar sei. 
Den Ausbau Sozialpsychiatrischer
Zentren und des Betreuten Woh-
nens nannte Heidrich als vordring-
liche Ziele der Sozialpolitik. Um
weitere Wohnheimplätze zu schaf-
fen, müssten alle Fördermöglich-
keiten von Bund und Land genutzt
werden. In der Schulpolitik setzte
sich die CDU für ständige Verbes-
serungen ein; dazu gehöre auch
die Integration, sofern sie nicht auf
dem Rücken der Kinder geschehe.
Zur Umweltpolitik erklärte Hei-
drich, gegenüber den ökologi-
schen würden künftig die ökono-
mischen und sozialen Aspekte ver-
stärkt. Schließlich forderte er zur

Medienpolitik: „Wir müssen das
Netzwerk ‘Landschaftsverband’
besser verdeutlichen.“

SPD: Umsichtige 
Finanzpolitik

Dank umsichtiger Finanzpolitik in
der vorherigen Amtsperiode sei
der Haushalt ausgeglichen, und
trotz der Umlagesenkung gebe es
finanziellen Gestaltungsraum: So
Harry Voigtsberger (Aachen), Vor-
sitzender der SPD-Fraktion. Die
günstige Umwandlung von RWE-
Namensaktien in Stammaktien habe
Erträge erbracht, ohne die im Jahr
2000 die Umlage hätte erhöht wer-
den müssen. Die Sozial- und Kul-


